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Eine Aufklärung über die Inſtitution des erwalkungs⸗ 
gerichtshofes. 


Man ſollte kaum glauben, daß über inſtitutionelle Einrichtungen 
hervorragendſter Art und über Einrichtungen zugleich, welche täglich 
u. zw. in mit Vorliebe öffentlich hervortretender Weiſe ihren Einfluß 
ausüben, ganz verkehrte Begriffe beſtehen. Das haben wir jüngſt be⸗ 
züglich des Verwaltungsgerichtshofes erfahren. Eine Entſcheidung 
dieſes Gerichtshofes hat in den letzten Wochen die politiſche Deffent- 
lichkeit verſchiedener Parteirichtungen auf das Lebhafteſte beſchäftigt, 
und Das, was dabei die Gemüther bewegt, die Einen befriedigt, die 
Anderen betrübt hat, iſt die auf beiden Seiten beſtehende falſche Auf⸗ 
faſſung über das Weſen und die Bedeutung der fraglichen Entſcheidung 
des Verwaltungsgerichtshofes. 

Wie aus dem Inhalte der in den Tagesblättern mitgetheilten 
Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes zu erſehen iſt, handelt es 
ſich um Folgendes: Der Gemeinderath der Stadt Wien hat am 10. De⸗ 
cember 1896 den Beſchluß gefaßt, dem St. Laurentius⸗Kirchenbauvereine 
in Breitenſee für den Kirchen- und Pfarrhofbau daſelbſt eine in drei 


Jahresraten vom 1. Jänner 1897 ab flüſſig zu machende Subvention 
von 30.000 fl. zu bewilligen. Gegen dieſen Beſchluß hat Lucian Brunner 
in feiner Eigenſchaft als Steuerträger der Gemeinde Wien und als 
Angehöriger einer nichtkatholiſchen Religionsgenoſſenſchaft die Beſchwerde 
beim Verwaltungsgerichtshof eingebracht. Der Verwaltungsgerichtshof 
hat mit dem Erkenntniſſe vom 8. März d. J. dieſer Beſchwerde Folge 
gegeben, indem er unter Anwendung der üblichen, der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchrift entſprechenden caſſatoriſchen Formel enuncirte: Der angefochtene 
Beſchluß wird als geſetzlich nicht begründet aufgehoben. 

Nun haben wir erlebt, daß die Oeffentlichkeit, nämlich Alles 
das, was ſich öffentlich mit der Angelegenheit beſchäftigte, dieſem 
Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes, beziehungsweiſe dem Enun⸗ 
tiate desſelben, die Wirkung zumaß, daß mit demſelben der Beſchluß 
des Gemeinderathes von Wien vom 10. December 1896 überhaupt, 
der Beſchluß in toto hinfällig gemacht und beſeitigt worden ſei. 
Dieſe ganz eigenthümliche und, wie es ſcheint, in der Oeffentlichkeit 
eingeſeſſene Auffaſſung, wonach unſerem Verwaltungsgerichtshofe ein 
ungeheuerliches an die Souveränität der Parlamente im alten Frank⸗ 
reich erinnerndes Pouvoir zugewieſen werden will, nöthigt zu einer 
Aufklärung über das Weſen der Inſtitution unſerer Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit.“) - 

Der öſterreichiſche Verwaltungsgerichtshof iſt keine Stelle, welcher 
etwa die Aufgabe zugewieſen wäre, die Geſetzmäßigkeit des Vorgehens 
der Behörden im Allgemeinen zu überwachen und im Sinne der Auf⸗ 
rechthaltung eines geſetzmäßigen Ganges der Verwaltung zu controliren. 

Die Zuſtändigkeit des Verwaltungsgerichtshofes iſt im § 2 des 
Geſetzes vom 22. October 1875, Nr. 36 R.⸗G.⸗Bl. ex 1876, über 
die Errichtung des Verwaltungsgerichtshofes präciſe wie folgt be⸗ 
ſtimmt: „Der Verwaltungsgerichtshof hat in allen Fällen zu erkennen, 
in denen Jemand durch eine geſetzwidrige Entſcheidung oder Ver⸗ 
fügung einer Verwaltungsbehörde in ſeinen Rechten verletzt zu ſein 
behauptet.“ sr 

Darnach hat der öͤſterreichiſche Verwaltungsgerichtshof lediglich 
den Zweck und iſt eingeſetzt zu dem Zwecke, um Demjenigen, 
der ſich durch eine Verfügung einer Verwaltungs⸗ 
behörde in ſeinen Rechten verletzt erachtet, gegen dieſe 
Rechtsverletzung in Schutz zu nehmen. Der Verwaltungs- 
gerichtshof iſt alſo eine Stelle, welche nur in Action tritt, wenn bei 
ihr eine Partei ſich wegen der ihr bezüglich ihres ſubjectiven 
Rechtes angeblich zugefügten Rechtsverletzung beſchwert, und nur in 
Action tritt zu dem Behufe, um die Beſchwerde zu prüfen und 
eventuell den Beſchwerdeführer vor der Rechtsverletzung zu bes 
wahren. 

Die principielle Umſchreibung der Zuſtändigkeit iſt ſomit in § 2 
klarſt gegeben. 

ei; Man vergleiche über dieſen Gegenſtand den Artikel „Verwaltungsgerichts⸗ 
barkeit und Verwaltungsgerichtshof“ von Freiherrn v. Lemayer in Miſchler und 


Ulbrich Staatswörterbuch, Seite 888 u. f., als die beſte der über das Weſen 
unſerer Verwaltungsgerichtsbarkeit erſchienenen Arbeiten. 


Dazu iſt inſtitutionell, d. h. für die Beurtheilung des Weſens 
der Inſtitution im Principe, herauszuheben das dem Verwaltungs— 
gerichtshofe eingeräumte Pouvoir in dem Falle, wenn er eine bei ihm 
eingebrachte Beſchwerde begründet findet. Hiefür kommt nun die Be— 
ſtimmung des 8 7 alinea 1 des obcitirten Geſetzes in Betracht, welche 


lautet: „Findet der Verwaltungsgerichtshof die Beſchwerde begründet, | 


jo hat er die angefochtene Entſcheidung oder Verfügung unter Angabe 
der Gründe als geſetzwidrig aufzuheben.“ 

Darnach hat der Verwaltungsgerichtshof lediglich die Caſſirung 
der ihm geſetzwidrig erſcheinenden Verfügung auszuſprechen, es ſteht 
ihm keine Reviſion, es ſteht ihm nicht zu, die Verfügung auch zu 
ſetzen, die ſeiner Rechtsanſchauung nach an Stelle derjenigen zu ſetzen 
wäre, die er als geſetzwidrig erklärt. 

Der Verwaltungsgerichtshof gebraucht, wenn er einer Beſchwerde 
Folge gibt, jedesmal die für alle ſolche Fälle gleiche, dem Wortlaute 
der Beſtimmung des 8 7 folgende Caſſationsformel: „Die angefochtene 
Verſügung (Entſcheidung, Beſchluß) wird als geſetzlich nicht begründet 
aufgehoben.“ 

Was die Caſſation begreifen, was fie ergreifen kann, iſt um— 
ſchrieben durch das Zuſtändigkeitsgebiet des Verwaltungsgerichtshofes. 
Da der Verwaltungsgerichtshof nur „über Anrufung“ procediren und 
nur für das Intereſſe jener Partei in Action treten kann, welche ſich 
bei ihm wegen Verletzung ihrer Rechte beſchwert, ſo kann ſich die 
Caſſation auch nur auf Das erſtrecken, was die Verletzung des Rechtes 
der Partei, deren Recht der Verwaltungsgerichtshof für verletzt erachtet, 
bewirkt, ſohin die Verfügung der Behörde inſofern dieſe das Recht der 
betreffenden Partei verletzt. Das heißt alſo: die Caſſation des Ver- 
waltungsgerichtshofes kann niemals etwas Anderes ſein, als die Auf— 
hebung der behördlichen Verfügung zu Gunſten der Partei, welche 
ſich gegen dieſelbe beſchwert hat. Was die behördliche 
Verfügung außer ihrer rechtskränkenden Wirkung auf die betrefſende 
Partei ſonſt noch iſt und bedeutet, geht den Verwaltungsgerichtshof 
nichts an und es ſteht ihm hierüber auch keine Unterfuhung zu. 

Nehmen wir das Beiſpiel eines täglich vorkommenden Falles 
an. Es erfließt von Seite der Behörde eine gleichlautende Entſcheidung 
an fünf Perſonen, welche in derſelben Sache gleichmäßig betroffen 
find. Vier der Parteien geben ſich zufrieden, die fünfte ergreift die 
Beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof. Wenn der Verwaltungs- 
gerichtshof der Beſchwerde dieſes Einen Beſchwerdeführers Folge gibt, 
ſo wird er in der vorgeſchriebenen Formel ebenfalls enunciren, 
„die angefochtene Entſcheidung wird als geſetzlich nicht begründet auf— 
gehoben“. Doch wird es Niemanden einfallen, anzunehmen, der Ver⸗ 
waltungsgerichtshof habe dieſelbe Entſcheidung auch bezüglich der vier 
übrigen Parteien, welche ſich mit der Verfügung der Behörde zu— 
frieden gegeben haben, aufzuheben beabſichtigt. Erweitern wir das 
Beiſpiel und nehmen wir eine Verfügung an, welche etwa hundert— 
tauſend Steuerträger betrifft, und nehmen wir an, nur Einer derſelben 
beſchwert ſich beim Verwaltungsgerichtshoͤrf. Wenn nun der Ver—⸗ 
waltungsgerichtshof dieſer Beſchwerde Folge gebend enuncirt, der Be— 
ſchluß werde als geſetzlich nicht begründet aufgehoben, ſo iſt doch 
jedenfalls ſonnenklar, daß der Verwaltungsgerichtshof mit dieſer 
Caſſirung nichts Anderes thun konnte, als die Wirkung zu beſeitigen, 
welche der Beſchluß auf das Recht des Beſchwerdeführers beeinträchtigend 
auszuüben im Stande war. Es iſt ſonnenklar, daß der Verwaltungs— 
gerichtshof nicht in der Lage war und nicht das Pouvoir hatte, den 
Beſchluß überhaupt, beziehungsweiſe ſoweit ſich derſelbe auf die übrigen 
Steuerträger bezieht, außer Kraft zu ſetzen. 

Mit einem Worte, mit der im Anlaßfalle getroffenen Entſcheidung 
des Verwaltungsgerichtshofes vom 8. März d. J. konnte wohl Lucian 
Brunner als der „in ſeinen Rechten verletzte“ von der Wirkung des 
Gemeinderathsbeſchluſſes vom 10. December 1896 ausgenommen 
werden, der Beſchluß aber, ſoferne derſelbe ſeinem Inhalte gemäß 
auch nach der Eximirung Brunner's von ſeiner Wirkung eine „be⸗ 
hördliche Verfügung“ darſtellt, konnte mit dem Erkenntniſſe 
des Verwaltungsgerichtshofes gar nicht tangirt werden, weil dem 
Verwaltungsgerichtshofe die Handhabung einer Cynoſur über die Geſetz⸗ 
mäßigkeit erfloſſener behördlicher Verfügungen im Allgemeinen nicht 


teht. 
zuſteh Dr. Carl Ritter v. Jaeger. 
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Das wirthſchaftliche Kräfteparallelogramm im Staate 
und die Stellung des induſtriellen Arbeiters in demſelben. 
Studie von Otto Mayr, ſtädtiſcher Amtsrath in St. Pölten. 
(Schluß.) 

Die nothwendigen und zweckmäßigen Re formmaßregeln 
in concreto ſind theils ſtaatliche, theils private; daß erſtere 
kraft des ihnen durch Geſetzeszwang gegebenen Nachdruckes weit aus— 
greifender und radicaler find, bedarf wohl keiner Erklärung. Die 
ſtaatlichen Maßregeln fußen zuvörderſt auf einer gut angelegten 
Arbeitsſtatiſtik, d. h. es muß ihnen eine genaue Feſtſtellung und 
Klarlegung aller auf die materielle und ſociale Lage der induſtriellen 
Arbeiter bezüglichen und zu deren richtiger Beurtheilung weſentlichen 
Verhältniſſe vorausgehen. Dieſe Aufgabe, eine der wichtigſten und 
dringlichſten der Socialreform, erfordert theils allgemeine Enquéten 
über beſtimmte ganze Induſtriezweige, beziehungsweiſe Arbeiterverhält— 
niſſe des ganzen Landes betreffende Zuſtände, theils fortlaufende Feſt— 
ſtellungen der concreten Verhältniſſe und ihrer Veränderungen in den 
einzelnen Betriebsſtätten oder Induſtriebezirken. Dieſe letzteren Functio⸗ 
nen werden entweder von induſtriellen Arbeitsinſpectoren oder beſſer 
noch von hiezu beſonders errichteten arbeitsſtatiſtiſchen Bureaus nach 
dem Vorbilde der bureaux of statistics of labor in Nordamerika 
beſorgt. Bezogen auf das volkswirthſchaftliche Kräfteparallelo— 
gramm im Staate bedeuten dieſe Bureaus nichts anderes als das mit 
geübtem Auge vor ſich gehende Erforſchen der Richtung und wirth— 
ſchaftlichen Bedeutung der das Wirken der Arbeitskraft im Staate dar— 
ſtellenden Componenten. Dieſe Aemter ſind berufen, ihre ſtatiſtiſche Auf— 
gabe inſoferne intenſiver zu verfolgen, als ſie, wenn möglich, mit den ar⸗ 
beitenden Kreiſen in unmittelbaren Contact zu treten, ihre Beobachtungen 
direct aus der Quelle zu ſchöpfen haben, wodurch unbedingt die Ge⸗ 
nauigkeit des gewonnenen Eindruckes, und als Folge deſſen praktiſche 
Verwerthbarkeit erhöht wird. (Siehe für Oeſterreich die auf Grund 
Allerhöchſter Entſchließung vom 21. Juli 1898 erfloſſene Verordnung 
des Handelsminiſters vom 25. Juli 1898, R.-G.-Bl. Nr. 132.) 

Die hieraus ſich ergebenden ſtaatlichen Maßregeln ſind 
theils legislatoriſche, theils adminiſtrative und umfaſſen folgende Ein⸗ 
richtungen: 

1. Erzielung eines den berechtigten Intereſſen der Arbeiter ent- 
ſprechenden Schulunterrichtes. Es iſt der obligatoriſche Unter— 
richt bis zum 14. Jahre, aber auch die Zuläſſigkeit der adminiſtrativen 
Anordnungen eines obligatoriſchen Fortbildungsunterrichtes für die 
jugendlichen Arbeiter bis zum 16., eventuell 18. Jahre zu fordern, 
und muß es vom ſocialpolitiſchen Standpunkte als eine Hauptauf⸗ 
gabe des Unterrichtes in den Elementar- und Fortbildungsſchulen 
hingeſtellt werden, daß in denſelben auch für die Pflege des religibſen 
Sinnes und für die Erziehung der Schüler in moraliſcher Hinſicht 
geſorgt wird, da gerade für dieſe Kreiſe die Schule oft das einzige 
Mittel religiöſer und fittlicher Ausbildung iſt. 

Es gibt leider derzeit noch eine erſchreckend große Anzahl von 
Perſonen, welche die Wechſelbeziehung zwiſchen Volksbildung und cul— 
tureller Entfaltung des Staates nicht anerkennen wollen, ja oft genug 
kann man die Aeußerung hören: „Nur keine Bildung der Maſſen, 
das macht die Leute nur unzufrieden und unglücklich, kehren wir lieber 
zur guten alten Zeit zurück, in welcher der gemeine Mann ruhig und 
ohne Murren ſeine Pflicht that, kehren wir zurück in die Zeit, in 
welcher die Maſſen nur mit Verehrung und Bewunderung zu den 
wohlſituirten Kreiſen emporblickten.“ Wie ſo manches andere Schlag— 
wort, hat auch das Motto „weniger Volksbildung“ bei uns eine un⸗ 
geheure Majorität für ſich; faſt ſcheint es, daß die Menſchheit von 
der Geſchichte nichts lernt — und doch braucht man nur zwei extreme 
Beiſpiele aus dem modernen Staatsleben gegenüberzuſtellen, um das 
obige Motto zu desavouiren. 

In England und im öſtlichen Amerika hat die ſolide Durch— 
bildung des Volkes gewiß eine hohe Stufe erreicht und in dieſen 
Staaten iſt gleichzeitig der Volkswohlſtand relativ recht befriedigend. 
Die ſociale Frage, welche anderwärts zu wüthenden Kämpfen und zu 
Gewaltthaten führt, wird von den conſervativen, wie von den fort⸗ 
ſchrittlichen Elementen mit Verſtändniß behandelt, die Gegner würdigen 
einander, die Kämpfe, welche auf geſetzlichem Boden ausgefochten werden, 
führen zu verſtändigen Compromiſſen und zu Friedensſchlüſſen, welche 


eine höhere culturelle Entfaltung verbürgen. Blicken wir andererſeits 
nach Rußland, wo die Volksbildung gewiß eine ſo niedere Stufe 
einnimmt, daß ſelbſt unſere größten Bildungsſeinde mit ſolchen Re⸗ 
ſultaten zufrieden ſein können, man ſollte glauben, in dieſem Reiche 
müßte doch die gute alte Zeit noch als goldenes Zeitalter fortbeſtehen 
und das Glück der armen Leute geſichert ſein. Aber jedermann weiß, 
daß nirgends ein ſo ſchroffer Gegenſatz zwiſchen blendendem Reichthum 
und Maſſenelend eriſtirt und dieſes Land iſt weder glücklich noch un— 
gefährdet. Während in England jeder Malcontente ruhig reden mag 
was er will, wird in deſpotiſchen Staaten kein Murren geduldet. So 
manche fulminante Rede iſt ſchon in England gehalten worden, doch 
dieſe Reden jagen keinen Schrecken ein, weiß doch ein jeder, daß, wenn 
der Dampf aus dem Sicherheitsventil entweicht, eine Exploſion nicht 
mehr zu befürchten iſt. Dieſe und ähnliche Betrachtungen ſollten doch 
vermögen, uns den richtigen Weg zu weiſen und man möchte meinen, 
die Wahl ſei nicht ſchwer zwiſchen höherer Cultur und unciviliſirten 
Zuſtänden. Mit der reactionären Maxime, „die Sicherheitsventile ver⸗ 
keilen und die Lichter auslöſchen“, läßt ſich die ſociale Frage nicht 
bannen und es bedeutet geradezu das Gefühl der Machtloſigkeit und 
Unbehilflichkeit, einen Zuſtand der Reſignation, wenn man durch eine 
chineſiſche Mauer die freie Entwicklung der Cultur hindern will, die 
ſich übrigens doch, unbekümmert um Lob und Tadel einer Partei, 
wenn auch langſamer hebt. Auch der Arzt befreit den Kranken von 
den Schmerzen eines Handgeſchwüres, wenn er ihm den Arm ab— 
nimmt, aber handelt er rationell, wenn er ihm damit den Gebrauch 
der ganzen Hand benimmt? 

25 Die Regelung der Arbeit von Kindern, jugendlichen 
und we b lich en Arbeitern. Dieſe drei Claſſen find abſolut ſchutz⸗ 
bedürftig. Für Kinder unter 14 Jahren wäre grundſätzlich das Ver⸗ 
15 ME industrieller Beſchäftigung zu ſtatuiren, weil durch 
Ruh Je Pte, körperliche, geiſtige und ſittliche Ausbildung des zatenr 
Organismus geſchädigt wird. Keine Intereſſen der Induſtrie vermögen 
die Heranziehung ſolcher Kinder zu induſtriellen Arbeiten zu rechtz 
fertigen und handelt der Staat, der ein Minimalalter für induſtrielle 
Arbeiter mit 12 Jahren feſtſetzt, ſelbſt wenn er für dieſe Claſſe die 
Sonntags- und Nachtarbeit, ſowie jede geſundheitsſchädliche oder 
ſpeciell für Kinder gefährliche Arbeit verbietet, ferner eine Maximal- 
arbeitszeit nicht über 6 Stunden mit Arbeitspauſen und die Erthei— 
lung eines regelmäßigen Unterrichtes neben der induſtriellen Veſchäfti⸗ 
gung vorſchreibt, gegen ſein eigenes ſtaaterhaltendes Intereſſe, weil er 
hiedurch einen kräftigen Arbeiter-Nachwuchs gefährdet, und die Koſten 
einer diesfalls unter allen Umſtänden ſtrengen rationellen Controle in 
keinem Verhältniſſe ſtehen zum wirklichen Arbeitseffect und zu der 
allenfalls eintretenden dauernden Schädigung des Organismus in 
körperlicher und ſittlicher Beziehung. Für jugendliche Arbeiter (Perſonen 
von 14 bis 16, beziehungsweiſe 18 Jahren) bedarf es jedenfalls des 
Verbotes der Sonntags- und Nachtarbeit, der geſetzlichen Beſtimmung 
einer Maximalarbeitszeit und der Arbeitspauſen, des Verbotes der 
geſundheits- und moralſchädlichen oder ſonſt gefährlichen Arbeit, der 
Activirung eines obligatoriſchen Fortbildungsunterrichtes und der Hand⸗ 
habung dieſer Schutzvorſchriften durch Strafbeſtimmungen und obrig⸗ 
keitliche Controle. Für weibliche Arbeiter (weibliche Arbeiter über 
18 Jahre) erweiſen ſich mit Ausnahme des gewerblichen Fortbildungs- 
unterichtes im großen Ganzen dieſelben Schutzbeſtimmungen wie für 
jugendliche Arbeiter als nothwendig; außerdem iſt aber auch noch 
dem Berufe als Weib beſonders Rechnung getragen (Schutz für 
Schwangere und Wöchnerinnen, Freilaſſung der zur Beſorgung häus⸗ 
licher Arbeiten unbedingt erforderlichen Zeit durch längere Mittags⸗ 
pauſe, durch früheren Schluß der Arbeit an Vorabenden von Sonn- 
und Feiertagen). 

. 3. Die Gewährung des Coalitions rechtes, d. h. des 
Rechtes der freien, dauernden oder vorübergehenden Vereinigung der 
Lohnarbeiter zur Wahrung ihrer berechtigten Intereſſen, zur initia⸗ 
tiven Beſſerung ihrer Lage, alſo auch zur gemeinſamen Regelung der 
Bedingung ihrer Arbeitsverträge, jedoch mit der Einſchränkung, daß 
die Vereins⸗ und Agitationsfreiheit nicht zu einer widerrechtlichen 
Freiheitsbeſchränkung Dritter ausartet oder den gewaltſamen Umſturz 
der beſtehenden Staats- und Geſellſchaftsordnung bezweckt, noch in 
gemeingefährlicher Weiſe den ſocialen Frieden erſchüttert. Die ſocial⸗ 
politiſche Bedeutung und Berechtigung des fo begrenzten Coalitions⸗ 


61 


rechtes liegt darin, daß es die ungünſtigere Poſition des wirthſchaft⸗ 
lich ſchwächeren iſolirten Lohnarbeiters gegenüber dem großen Unter⸗ 
nehmer in der vertragsmäßigen Feſtſtellung der Bedingungen und der 
ganzen Geſtaltung feines Arbeitsverhältniſſes beſeitigen und die wirth⸗ 
ſchaftliche Gleichwerthigkeit des Arbeiters mit dem Unternehmer reali⸗ 
ſiren kann. So ideal freiheitlich der im Coalitionsrechte liegende Ge⸗ 
danke iſt, ſo erfordert anderſeits die Rückſicht für die Arbeitsgeber 
und die öffentliche Ordnung als Correlat auch Maßnahmen zur Ver⸗ 
hinderung und Erſchwerung des Contractbruches; das Arbeiterbildungs⸗ 
weſen, die Arbeiterverſicherung, der Arbeitsnachweis u. ſ. w. führen 
allen dieſen Arbeiterberufsvereinen neue Mitglieder zu, ſtärken ſie in 
ihren Erfolgen, neben den localen entſtehen interlocale Berufsverbände, 
umfaſſende und internationale Vereine, und in dem Maße, als auch 
die Umbildung der Unternehmungsformen durch genoſſenſchaftliche Ver- 
bände, Conſumtiv- und Productivgenoſſenſchaften fortſchreitet, zeigt 
das Arbeitervereinsweſen unſerer Zeit ein immer bunteres und viel⸗ 
geftaltigeres Bild. Es ift zu einer wirthſchaftlichen und geſellſchaft— 
lichen Erſcheinung erſten Ranges geworden und bildet heute eines der 
umſtrittenſten Gebiete der modernen Arbeiterfrage. 

4. Die Regelung der Arbeit von erwachſenen 
männlichen Arbeitern. Die Beſtimmung der Dauer der täg⸗ 
lichen Arbeitszeit iſt, mit Ausnahme einzelner Induſtriezweige, in 
welcher durch übermäßige Dauer die Geſundheit der Arbeiter gefährdet 
wird und daher eine geſetzliche oder adminiſtrative Normirung platz⸗ 
greift, bei der Coalitionsfreiheit dem Arbeitsvertrage überlaſſen; da⸗ 
gegen iſt die Sonntags- und Nachtarbeit geſetzlich auf das Mindeſt— 
maß mit obligatoriſchem Schichtwechſel zu beſchränken, und ebenſo die 
Verhinderung einer an ſich geſundheitsſchädlichen oder ſonſt gefähr⸗ 
lichen Arbeit durch geſetzliche und adminiſtrative Beſtimmungen zu 
erſtreben. 

5. Die Erlaſſung von Arbeitsordnungen (Fabriks⸗ 
ordnungen) für größere induſtrielle Betriebe mit für Arbeitgeber und 
Arbeiter zwingendem Charakter; ihre Form und ihr nothwendiger 
und zuläſſiger Inhalt wird geſetzlich beſtimmt und unterliegt der ad⸗ 
miniſtrativen Controle; ſie ſollen Streitigkeiten aus dem Arbeits— 
verhältniſſe präveniren und ſomit den ſocialen Frieden fördern. 

6. Obrigkeitliche Maßregeln betreffs der Lohnzah— 
lung, insbeſondere ſtrenge Vorſchriften zur Verhinderung des Truck⸗ 
ſyſtems (Entlohnung des Arbeiters in Geldſurrogaten, anſtatt Bar⸗ 
geldes), Verbot der Auszahlung der Löhne in Wirthshäuſern, Verbot 
von Lohnabzügen, die nicht in der Arbeitsordnung vorgeſehen ſind, 
und geſetzliche Beſchränkung der Höhe der zuläſſigen Lohneinbehaltungen 
zur Sicherung des Arbeitgebers gegen zahlungsunſähige, contractbrüchige 
Arbeiter, ferner geſetzliche Beſtimmungen, welche entweder die Arbeit— 
geber ermächtigen, in der Arbeitsordnung die Auszahlung der Löhne 
an minderjährige unverheiratete Arbeiter nur mit Genehmigung der 
Eltern, beziehungsweiſe des Vormundes vorzuſchreiben, oder die Be— 
fugnis zu einer ſolchen Vorſchrift den Gemeinden ertheilen. 

7. Die Regelung der Organiſation von Gewerbe⸗ 
gerichten zur competenten Entſcheidung von Rechtsſtreitigkeiten 
zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter über Anſprüche aus dem Arbeits— 
vertrage. 

8. Normativbeſtimmungen für Einigungsämter, deren 
Aufgabe es iſt, bei entſtehenden Intereſſenſtreitigkeiten zwiſchen Arbeit⸗ 
geber und Arbeitern, in denen es ſich um Aenderungen des bisherigen 
Arbeitsvertrages (Dauer der Arbeitszeit, Lohnhöhe, allgemeine Be⸗ 
ſtimmungen der Arbeitsordnung u. ſ. w.) handelt, einen friedlichen 
Ausgleich herbeizuführen, eventuell einen für beide Theile bindenden 
Schiedsſpruch zu fällen und ſo durch ihr Dazwiſchentreten ſchweren 
Conflicten und oft weittragenden Arbeitseinſtellungen vorzubeugen. 
Das Einigungsamt tritt auf Anrufen eines oder beider Contrahenten 
zur Verhütung oder Beendigung von Arbeitseinſtellungen ſeitens einer 
größeren Anzahl von Arbeitern zuſammen; es iſt daher nicht beruſen, 
vereinzelte Streitigkeiten eines einzelnen Arbeiters mit dem 
Unternehmer zu entſcheiden. In England find freilich die boards of 
conciliation and arbitration mitunter auch mit der Entſcheidung 
„individueller“, jedenfalls nur die Arbeiter eines einzelnen Unter— 
nehmens betreffender Fragen beſchäftigt. Die Thätigkeit des Einigungs⸗ 
amtes hat zur Vorausſetzung, daß beide Streittheile ſich feiner Ent- 
ſcheidung unterworfen. In England, deſſen Einrichtungen den Eini= 


gungsämtern des Continents zum Vorbilde gedient, ift der Spruch 
des Einigungsamtes vollſtreckbar, nicht dagegen in den Staaten des 
Continents, welch' letzterer Standpunkt, kritiſch betrachtet, als der 
richtigere bezeichnet werden muß. In Deutſchland wurden die Eini⸗ 
gungsämter mit Reichsgeſetz vom 29. Juli 1890 (R.⸗G.⸗Bl. Nr. 141) 
als eine geſetzliche Einrichtung den Gewerbegerichten angegliedert. In 
Frankreich wurde durch das Geſetz vom 27. December 1892 „sur la 
Conciliation et l’Arbitrage en matiere de différents collectifs 
entre Patrons et Ouvriers ou Employes“ eine Regelung dieſer 
Materie herbeigeführt. Dagegen haben in Oeſterreich die auf Errichtung 
von Einigungsämtern gerichteten Beſtrebungen zu einem geſetzgeberiſchen 
Ergebniß bisher nicht geführt. Die in England im Jahre 1896 
(7. Auguſt) erlaſſene Coneiliation Act hat ſich bereits heute ſchon zur 
Einlegung der großen induſtriellen Zerwürfniſſe zwiſchen Unternehmer 
und Arbeiter als ungenügend erwieſen. Nunmehr hat fi) der Vor- 
ſitzende des engliſchen Handelsamtes, Ritchie, mit dem neugegründeten 
parlamentariſchen Ausſchuſſe des Unternehmer-Verbandes und dem 
parlamentariſchen Ausſchuſſe der Gewerkvereine in Verbindung geſetzt 
zum Zwecke der Schaffung eines „nationalen Einigungsamtes“. 
Der Vorſchlag Ritchie's geht dahin, daß dieſes Amt aus einer 
gleichen Anzahl Arbeitgebern und Arbeitern beſtehen ſoll, die den be⸗ 
ſtehenden parlamentariſchen Ausſchüſſen entnommen werden. Da aber 
nicht alle Induſtrien und Gewerke in dieſen Ausſchüſſen Vertreter 
haben, fo ſoll nach dem Vorſchlag Ritchie's eine Anzahl Beifitzer aus 
anderen Gewerken ernannt werden. Dieſes Einigungsamt ſoll nicht 
das Recht zur Anwendung von Zwangsmaßregeln beſitzen, ſondern 
lediglich eine Behörde ſein, vor der induſtrielle Steitigkeiten geſchlichtet 
werden können. Das Geſetz vom Jahre 1896 gibt dem Vorſitzenden 
des Handelsamtes das Recht, eine ſolche Behörde zu organiftren. Es 
hängt nun von Arbeitgebern und Arbeitnehmern ab, ob fie auf frei- 
williger Grundlage ein ſolches Einigungsamt bilden wollen oder nicht. 
Was nun die praktiſchen Erfolge der Einigungsämter überhaupt be⸗ 
trifft, ſo lehren die ſtatiſtiſchen Ermittlungen, daß es in manchen 
Fällen dieſen Aemtern gelungen iſt, Arbeitseinſtellungen vorzubeugen 
oder dieſelben alsbald zu beendigen. Eine Panacee gegen Arbeitsein⸗ 
ſtellungen oder Arbeitsausſperrungen wird das Einigungsamt nie ab⸗ 
geben, denn Vorbedingung ſeiner erfolgreichen Thätigkeit bleibt immer 
die Geneigtheit beider Theile zu einer gütlichen Verſtändigung. Wo 
eine ſolche nicht vorhanden iſt, wird auch die denkbar beſte Organi⸗ 
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ſation der Einigungsämter nicht im Stande ſein, dem Ausbruch von 


Arbeitseinſtellungen oder -Ausſperrungen gänzlich vorzubeugen. 

9. Die Arbeiterwohnungsgeſetzgebung, als öffent⸗ 
lich rechtliche Regelung der Benützung von Wohnungen (Möglichkeit 
obrigkeitlichen Verbotes der Benützung geſundheitsſchädlicher Wohnungen, 
Enteignungspflicht der Gemeinden zur Beſeitigung ſolcher Wohnungen, 
Fixirung eines Minimalluftraumes für jeden Bewohner) und Auf⸗ 
ſtellung von Normalmiethsverträgen, um die Arbeiter gegen die Aus⸗ 
beutung der Vermiether zu ſchützen. Auch in der Regelung dieſer 
Frage ging der erſte Anſtoß wieder von England aus. Ihm folgten 
in dieſen Beſtrebungen Frankreich, Deutſchland, Nordamerika, Däne⸗ 
mark, Holland und Belgien. Dieſelben bewegen ſich weſentlich in 
ſolgenden Formen: 

1. Fürſorge von Staat und Gemeinde, 2. Fürſorge von Arbeit⸗ 
gebern, 3. Selbſthilfe der Arbeiter, 4. gemeinnützige Beſtreb ungen 
überhaupt, 5. Privatbauthätigkeit. Die Thätigkeit des Staates bewegt 
ſich mit wenigen Ausnahmen, in denen Arbeitgeber (Cité ouvriere in 
Mühlhauſen), Arbeitervereinigungen (Societe cooperative immobi- 
liere des ouvriers in Paris) vom Staate ſubventionirt wurden, auf 
dem Gebiete der Geſetzgebung. Eine ausgebildete Wohnungsgeſetzgebung 
beſitzt England (Artisan's and Labourer's Dwellings Act mit ihren 
Novellen und Artisan's and Labourer's Dwellings Improvements 
Acts, nach ihren Urhebern auch Torrens’ and Cross' Acts genannt), 
die ſo weit geht, daß ganze Quartiere, die mit baufälligen und un⸗ 
geſunden Häuſern bedeckt ſind, expropriirt und abgebrochen werden 
können; allerdings ſcheitert die praktiſche Durchführung meiſt an der 
Unthätigkeit der mit der Ausführung betrauten Selbſtverwaltungs⸗ 
behörden und an den hohen Koſten. Die belgiſche Geſetzgebung (Ge⸗ 
ſetz vom 9. Auguſt 1889) will die Bauthätigkeit durch eine ver⸗ 
mittelnde locale Inſtanz, die ſog. Comites de patronage, anregen, 
die direct unter dem Miniſter für Ackerbau, Induſtrie und öffentliche 


Arbeiten ſtehen. Immer aber wird der Privatbauthätigkei 
die erſte Rolle in der Wohnungsfrage zugetheilt werden müſſen, und 
für ſie Bedingungen zu ſchaffen, unter welchen mit Vortheil die Herſtellung 
kleiner Wohnungen betrieben werden kann, wird daher die weſentlichſte 
Aufgabe aller hier maßgebenden Factoren ſein. Dazu gehört vor Allem 
die zweckentſprechende Aufſtellung neuer Normalpläne, die gleichmäßige 
Durchführung der Bauordnungen, die eine geſundheitlich zweckmäßige 
Bauart der Häufer garantiren, aber auch den Bauunternehmern keine 
unnöthigen Schwierigkeiten auferlegen, endlich eine geeignete Geſetz⸗ 
gebung und Verbeſſerung der Creditverhältniſſe zu Gunſten der Bau⸗ 
handwerker, welche heutzutage nicht ſelten von unreeller Bauſpeculation 
ausgebeutet werden. 

10. Die Organiſation einer eigenen Arbeits⸗ 
inſpection zur Beobachtung und Feſtſtellung der thatſachlichen 
Zuſtände, zur Sicherung einer genauen Durchführung der Arbeiter- 
ſchutzbeſtimmungen, zur Weiterbildung der ſocialpoliſchen Geſetzgebung 
und zur Anregung privater, für die Verbeſſerung der Arbeiterver— 
hältniſſe und für die Förderung des ſocialen Friedens nützlicher 
Maßregeln. 

Wenn wir dieſen ſtaatlichen Arbeiterſchutzmaßregeln noch die in 
der Arbeiterverſicherung gemachten Schritte (Regelung der Unfall- und 
Krankenverſicherung, ſowie der Alters- und Invalidenverſicherung auf 
Grundlage des Verſicherungszwanges, normative Regelung der pri- 
vaten Witwen- und Waiſen⸗, Lebens- und Begräbnißkoſtenverſicherung) 
anreihen, ſo iſt hiemit die auf dieſem Gebiete erforderliche Staatshilfe 
im großen Ganzen ſkizzirt. 

Ebenſo zahlreich wie dieſe ſtaatlichen Maßregeln, wenn auch 
nicht je durchgreifend, find die der privaten Initiative ent⸗ 
ſpringenden Schutzacte. 

Solche ſind: 

1. Die Steigerung des Arbeitseinkommens durch eine rationelle, 
den Arbeitsfleiß ſteigernde Art der Löhnung oder durch die aber nur 
ausnahmsweiſe in einem kleinen Theile induſtrieller Unternehmungen 
mit Erfolg anwendbare Betheiligung der Arbeiter am Gewinn; 

2. die Gründung von Productivgenoſſenſchaften in den ſehr 
engen Grenzen, in welchen dieſe Unternehmungsform hier anwendbar 
erſcheint; 

3. die Organiſation der Arbeiter in Berufsverbänden (Gewerk— 
vereinen) zur Wahrung ihrer berechtigten Intereſſen und Verbeſſerung 
ihrer Geſammtlage, das Hauptmittel auch zur Löſung des Problems 
einer richtigen Vertheilung des Ertrages der Unternehmungen zwiſchen 
Capital und Arbeit und einer gerechten Lohnbildung. 

4. die Gründung von Conſumanſtalten, um den Arbeitern 
Nahrungsmittel und andere Gebrauchsgegenſtände beſſer und billiger 
zu liefern, als ſie dieſelben ſich in anderen Läden verſchaffen, entweder 
als Anſtalten größerer Unternehmer oder als Genoſſenſchaften der 
Arbeiter, ſogenannte Conſumvereine; 

5. die Förderung des Sparſinns durch beſondere, entweder von 
den Arbeitern oder von den Arbeitgebern errichteten Fabrikſparcaſſen, 
in welche die Arbeiter auf Grund freiwillig eingegangener Verpflichtung 
regelmäßig bei jeder Lohnzahlung einen Betrag einzulegen haben, wozu 
ſie noch durch Gewährung von Prämien zu den Spareinlagen ſeitens 
der Unternehmer angeeifert werden können; 

6. andere Wohlfahrtseinrichtungen der Arbeitgeber mannig⸗ 
fachſter Art, deren zweckmäßigſte Durchführung in zahlreichen Unter- 
nehmungen erprobt iſt, wie z. B. Ergänzungs- und Zuſchußcaſſen zu 
den geſetzlich obligatoriſchen Kranken-, Invaliden-, Alters-, Witwen⸗ 
und Waiſencaſſen, Vorſchuß⸗ und Unterſtützungscaſſen (zur Inanſpruch⸗ 
nahme für außergewöhnliche unvermeidliche Auslagen), Arbeiterſpeiſe⸗ 
ſäle, Leſezimmer, Handfertigkeits-Unterrichtsanſtalten, Haushaltungs⸗ 
ſchulen, Fortbildungsſchulen, Kleinkinderbewahranſtalten, Kindergarten 
u. ſ. w. 

7. Vereine für unverheiratete induſtrielle Arbeiterinnen zu deren 
Fürſorge durch Beiſtellung ordentlicher Wohnungen, guter Verpflegung, 
durch Ueberwachung ihres ſittlichen Verhaltens, durch Förderung ihrer 


1 In dieſer Hinſicht kann das zu Neujahr 1899 in Dieringhauſen in der 
Rheinprovinz gegründete Mädchenheim als Muſter dienen. Die Mädchen, die gleich 
nach ihrer Schulentlaſſung in das Heim eintreten können, erhalten daſelbſt zum 
Selbſtkoſtenpreis Wohnung, Koſt, Reinigung der Wäſche, ſowie vollen hauswirth⸗ 


8. Arbeiterbildungsvereine zu dem Zwecke, die allgemeine 
Bildung, die Berufskenntniſſe, die gute Sitte, die Moral, die Reli— 
gioſität und den Patriotismus unter ihren Mitgliedern zu fordern, 
aber auch zur Erheiterung und Verſchönerung ihres Lebens beizutragen 
und auf ihr Familienleben einen veredelnden Einfluß auszuüben; 

9. endlich von nicht zu unterſchätzender Wirkung die individuelle 
Einwirkung der induſtriellen Arbeitgeber auf die Beſſerung der Lage 
ihrer Arbeiter durch ihr perſönliches Verhalten und dadurch, daß ſie 
ſich auch um das Familienleben ihrer Arbeiter bekümmern und das—⸗ 
ſelbe zu beſſern ſich bemühen. 

g Alle die erwähnten Schutzmaßregeln, ſeien ſie ſtaatlicher oder 
privater Provenienz, bedeuten für die Volkswirthſchaft nichts Anderes 
als die Tara, welche dazu nothwendig iſt, um den Productionsfactor 
„Arbeit“, der durch die Uebermacht des Capitals aus feiner natur⸗ 
lichen Richtung verdrängt und in feiner volkswirthſchaftlich gleich 
wichtigen Bedeutung verkürzt wurde, wieder auf das Niveau eines mit 
den anderen Componenten des volkswirthſchaftlichen Kraäfteparallelo— 
grammes gleichwerthigen Factors zu bringen. Der Menſch iſt aus an⸗ 
geborenem Egoismus geneigt, die ihm dienſtbaren Kräfte ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Erhaltung deren fortdauernder Wirkung möͤglichſt in 
ſeinem Intereſſe auszunützen, und iſt es Pflicht des, das Wirken des 
großen Mechanismus der volkswirthſchaftlichen Kräſte beobachtenden 
und überwachenden Staates, hier ausgleichend einzutreten, wenn er 
bei irgend einer Componente des Kräfteparallelogrammes einen deren 
volle Energieentfaltung hindernden Defect, eine wirthſchaftliche De— 
preſſion, wahrnimmt. Die Hauptcomponenten der Arbeitskraft, be⸗ 
ziehungsweiſe der arbeitenden Claſſe, Hohe und Kaufkraft des Lohnes 
ſowie die Arbeitszeit, ſind im Laufe der wirthſchaftlichen Entwicklung 
durch den raſcher wirkenden Productionsfactor, Capital, überholt und 
in deſſen Schlepptau genommen worden und mußten bis zum Erwachen 
beſſerer Einſicht dem Zuge des Stärkeren folgen; endlich haben auch 
ſie wieder eine weſentliche und andauernde Beſſerung erfahren und 
heute haben ſich Unternehmer und Arbeiter bereits in der Erkenntulß 
geeinigt, daß ſie beiderſeits derart auf einander angewieſen ſind, daß 
ſie ſich gegenſeitig eine Daſeinsbedingung bilden. Es beginnt ſich die 
Einſicht Vahn zu brechen, daß der Kampf zwiſchen Unternehmer und 
Arbeiter für beide Theile nur auf Erzielung ſcheinbarer Vortheile 
gerichtet iſt, daß der Arbeit der ihr nationalbkonomiſch zukommende 
Werth durch noch jo gewaltige Cinflüſſe auf die Länge der Zeit nicht 
verkürzt werden kann, daß die Componente Arbeit immer wieder in 
ihre natürliche durch die wirthſchaftliche Eigenkraft gegebene Richtung 
im Kräfteparallelogramm zurückkehrt. 

So hat dieſer Kampf bereits ſchon heute in beiden Lagern volks⸗ 
wirthſchaftliche Einſicht und damit eine dem ſanguiniſchen Utopismus 
abgewandte nüchterne Realpolitik gezeitigt. Die Unternehmer merken, 
daß ſie den Arbeitern nicht als autokratiſche Herren, die die Arbeits- 
bedingungen einfach zu dictiren haben, gegenüberſtehen, und die Er— 
fahrung lehrt ihnen, daß in der That der übliche Procentſatz des 
Capitalgewinnes nur eine hiſtoriſch gewordene und hiſtoriſch veränder— 
liche Größe iſt, die durch die ſolidariſche Verbindung der Arbeiter zu 
Gunſten des Arbeitseinkommens mit der Zeit gekürzt werden kann. 
Dem Arbeiter aber wird es allmählich klar, daß nicht jeder höhere 
Lohn ſchon eine Hebung des Claſſenintereſſes bedeutet, und daß die 
anderweitige Vertheilung des Nationalproductes zwiſchen Capital und 
Arbeit ſeine natürlichen, durch Capitalzins und ausländiſche Con⸗ 
currenz beſtimmten Grenzen hat. 1 

Gerade im Einigungsverfahren, das ſich naturgemäß aus den 
Reibungen und Intereſſengegenſätzen der beiderſeitigen Coalitionen heraus- 
gebildet hat, finden ſolche Erörterungen einen zweckmäßigen und er— 
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ſchafklichen Unterricht in den Abendſtunden und gute Allgemeinbildung. Den Tag 
uber gehen ſie in die gleich neben dem Heim gelegene Mühlenthaler Spinnerei in 
Arbeit. Die Erſparniſſe ihres verhältnißmäßig hohen Arbeitslohnes werden ihnen 
von dem ehrenamtlichen Curatorium des Heimes zu 5% zinstragend angelegt. 
Nach höchſtens achtjähriger Arbeit werden den Mädchen, wenn fie nicht weiter in 
der Fabrik arbeiten oder zu ſonſt etwas anderem übergehen wollen, für ihre Er⸗ 
ſparniſſe ſechs Morgen Ackerland und Wieſen, ein beſcheidenes Heim, Scheune, 
Stallung, eine Kuh, ein Schwein, Hühner, Saatgut und eutſprechendes Inventar 
zum Eigenthum gegeben. Alſo ein Mädchen, das als Kind von 14 Jahren dort 
eintritt, kann im Alter von 22 Jahren Eigenthümerin eines nicht mit Schulden 
belaſteten kleinen Bauerngutes fein und als ſolche eine ſelbſtſtändige Exiſtenz 
erlangen. 
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ſchöpfenden Ausgleich. Aber ein vollſtändiger Waffenſtillſtand wird nie 
zu gewärtigen ſein, weil die beiden einander bedingenden volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Kräfte nicht miteinander, ſondern ſelbſtſtändig nebeneinander, 
wenn nicht gegeneinander, wirken, und periodiſch werden ſich immer 
wieder Kämpfe wiederholen, in welchen die Machtfragen zur Aus⸗ 
tragung gelangen werden. Je einſchneidender die Rückwirkungen dieſes 
Kampfes auf beiden Seiten ſind, deſto tiefgehender iſt auch die mög⸗ 
liche erzieheriſche Wirkung der Arbeitskämpſe, deſto wahrempfundener 
aber auch die Geneigtheit, durch ruhige, ſachgemäße Verhandlungen 
die Grenzen des für jeden Theil relativ Möglichen feſtzuſtellen und 
den beiderſeitigen Forderungen zu Grunde zu legen. 

Und wenn dann thatſächlich dieſer paradieſiſche Zuſtand des voll⸗ 
kommenen Ausgleiches eintreten würde, wäre dann wirklich auch der 
„ſociale Friede“, das Phantom, nach dem, jeit Menſchen neben ein⸗ 
ander beſtehen, gejagt wird, erreicht? Mit nichten! Lehrt uns doch 
die Erfahrung, daß jeder, auch der vollkommenſten Reform, wieder 
die Reaction folgt, und daß ſelbſt die vehementeſten Eruptionen nichts 
find als Blaſen auf der Oberfläche jener brodelnden Maſſe, die ewig 
kocht und doch niemals gar wird! 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Waldbeſitzer kaun auf Grund der Beftimmungen des Forſtgeſetzes 

nicht verhalten werden, zur Sicherung der angeordneten Aufforſtung 

eine Caution zu erlegen; hingegen kann derſelbe zur Vorlage eines 
Aufforſtungsplanes verpflichtet werden. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in M. hat mit dem Erlaſſe vom 

10. Auguſt 1896, 3. 6394, den Beſitzer der zum Gute R. gehörigen 
Waldungen, A. M., unter Anderem auch beauftragt, zur Sicherung 
der Vornahme der gleichzeitig angeordneten Wiederaufforſtung der in 
einzelnen Waldtheilen beſtehenden Blößen eine Caution von 5000 fl. 
zu erlegen. 
Gegen dieſen Auftrag wurde ſeitens des A. M. der Recurs ein— 
gebracht, in welchem geltend gemacht wurde, daß die Behörde mangels 
einer ausdrücklichen Beſtimmung des Forſtgeſetzes zur Vorſchreibung 
der Cautionsleiſtung nicht berechtigt, daher der angefochtene Erlaß un— 
geſetzlich ſei. 

Die Statthalterei in G. hat dem Recurſe mit der Entſcheidung 
vom 17. Jänner 1897, Z. 36.343 ex 1896, keine Folge gegeben, 
weil in der angefochtenen Anordnung eine Ungeſetzlichkeit nicht erblickt 
werden kann. Denn wiewohl das Forſtgeſetz keine ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmung über die Verpflichtung der Cautionsleiſtung enthält, ſo ſind 
die politiſchen Behörden doch im Grunde des 8 23 des Forſtgeſetzes, 
ſowie des § 4, alinea 3 und des § 5, alinea 4, der Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 3. Juli 1873, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 86 (für Steiermark) 
verpflichtet, die Bewirthſchaftung der Forſte zu überwachen und die 
zum Schutze des Waldbeſtandes erforderlichen Maßnahmen zu treffen 
und müſſen daher folgerichtig auch berechtigt ſein, den Erfolg ihrer 
im Geſetze begründeten Anordnungen in wirkſamer Weiſe ſicher zu 
tellen. 

l Ueber den hiegegen eingebrachten Recurs des A. M. hat das 
Ackerbauminiſterium mit dem Erlaſſe vom 14. Mai 1897, 3. 8390, 
den Auſtrag der Erlegung der Caution als im Geſetze nicht begründet 
behoben, weil § 3 Forſtgeſetz nur beſtimmt, daß die Nichterfüllung 
der in demſelben enthaltenen Vorſchriften zu ahnden, beziehungsweiſe 
die Aufforftung zu erzwingen ſei, § 23 leg. eit. den politiſchen Be⸗ 
hörden nur die Ueberwachung der Bewirthſchaftung der Forſte über- 
trägt und § 4, alinea 3 und § 5, alinea 4 der citirten Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 3. Juli 1873, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 36, denſelben ſpeciell 
aufträgt, für die Wiederaufforſtung zu ſorgen und Waldverwüſtungen 
hintanzuhalten. — Hiegegen iſt die Behörde berechtigt, falls ſie die 
Wiederaufforſtung abgehackter Waldtheile erſt dann als geſichert anſieht, 
wenn erſtere nach einem ſyſtematiſchen Aufforſtungsplane vorgenommen 
wird, ſich dieſen Plan zur Prüfung und Genehmigung vorlegen zu 


laſſen. Th. R. 


Die Vertretungsbefugniß der Finanzprocuratur ſchließt nicht aus, 
daß in Begleitung des Abgeſandten der Finanzprocuratur namens 
des Staates oder der von demſelben verwalteten Vermögenſchaften 
Verwaltungsorgane vor Gericht erſcheinen und daſelbſt neben dem 

Abgeſandten der Finanzprocuratur Erklärungen abgeben. 

In der Rechtsſache des X. gegen das durch die Finanzprocuratur 
vertretene Eiſenbahnärar wegen Schadenerſatzes wurden die mit dem 
Abgeſandten der Finanzprocuratur zur mündlichen Streitverhandlung 
erſchienenen, mit gehöriger Vollmacht verſehenen Beamten der Staats- 
bahndirection A. und B. von beiden Untergerichten als Partei nicht 
zugelaſſen, weil die Finanzprocuratur Vertreter des Eiſenbahnärars 
it (8 25 C.⸗P.⸗O.), und die genannten Beamten derſelben lediglich 
zur Information dienen konnen, was auch thatſächlich bei der erſten 
Tagſatzung der Fall war. 

Der Oberſte Gerichtshof hob jedoch mit Entſcheidung vom 
16. November 1898, 3. 15.025, die beiden in dieſer Rechtsſache 
ergangenen Urtheile als nichtig auf und verwies die Sache an die 
erſte Inſtanz mit dem Auſtrage zurück, in einer neu anzuberaumen— 
den mündlichen Streitverhandlung auch den von der Direction der 
Staatsbahnen dem Vertreter der Finanzprocuratur beigegebenen 
Beamten das Abgeben mündlicher Erklärungen zu geſtatten. Denn 
nach § 26 der C.-P.⸗O. iſt jeder Partei ganz ausnahmslos geſtattet, 
in Begleitung ihres Vevollmächtigten vor Gericht zu erſcheinen und 
daſelbſt neben dieſem mündliche Erklärungen abzugeben. Der Grund 
hiezu iſt augenſcheinlich in der Weſenheit des mündlichen Verfahrens 
gelegen, in welchem nicht, wie im ſchriftlichen Verfahren, das Partei- 
vorbringen des Gegners vorhinein bekannt iſt, und ſonach jedem Streit— 
theile die Möglichkeit gewährt ſein muß, jeden, auch den nicht vor— 
hergeſehenen Angriff ſachgemäß zu beantworten, ohne die Verhandlung 
durch Erſtreckungen zu beeinträchtigen, was jedoch nur dadurch erreicht 
werden kann, daß die Partei ſelbſt an der Seite ihres Bevollmächtigten 
an der mündlichen Streitverhandlung perſönlich theilnimmt und ſofort 
nach Bedarf mit ihren Erklärungen eingreift. Es fehlt nun an jedem 
Grunde, dieſes Recht der perſönlichen Theilnahme an der Proceß— 
führung nur auf phyſiſche Streittheile zu beſchränken, juriſtiſchen 
Rechtsträgern, namentlich aber dem Staate abzuſprechen, da ja doch 
die Finanzprocuratur dieſem gegenüber bloß den Rechtsbeiſtand leiſtet 
und gleich jedem Advocaten darauf angewieſen iſt, den Sachverhalt 
an berufener Stelle einzuholen. Dieſe Betheiligung kann ſelbſtver— 
ſtändlich ſeitens des Aerars nur von den Fachverwaltungen durch 
ihre Angeſtellten ausgeübt werden; fie hat mit dem Weſen des An— 
waltsproceſſes nichts gemein, und kann alſo auch nicht in den Be— 
ſtimmungen des § 27 C.-P.⸗O. eine Einſchränkung erfahren, da ja 
ungeachtet der Berechtigung ſolcher Angeſtellter, Erklärungen in der 
mündlichen Verhandlung perſönlich abzugeben, von der Finanzprocuratur 
die eigentliche rechtsfreundliche Vertretung geleiſtet werden muß. Dieſes 
für das beklagte Aerar in der mündlichen Streitverhandlung bean⸗ 
ſpruchte Recht wurde gleich in erſter Inſtanz verweigert und trotz der 
Rüge dieſer Verkürzung auch im Berufungsverfahren abgeſprochen. 
Dieſer ungeſetzliche Vorgang bildet die Nichtigkeit des 8 377, Z. 4 und 
§ 503, 3. 1 C.⸗P.⸗O. und hat die Folge, daß dem Beklagten Ge— 
legenheit geboten werden muß, ſich gegen den Erſatzanſpruch des 
Klägers nach Zulaß des § 26 C.-P. ⸗O. zu vertheidigen. 


Notiz. 


(Rechtseinheit in der Schweiz.) Das Doppelheft 5 und 6 der 
„Schweizeriſchen Zeitſchrift für Strafrecht“ beginnt mit einer Darſtellnng der am 
13. November v. J. durch Volksabſtimmung beſchloſſenen Rechtseinheit. Es heißt 
da: „Auf dem Gebiete des Civilrechtes ſtand dem Bunde bisher die Geſetzgebung 
zu über die perſönliche Handlungsfähigkeit, über das Obligationen, Handels- und 
Wechſelrecht, über das Urheberrecht an Werken der Literatur und Kunſt, über den 
Schutz neuer Muſter und Modelle, ſowie ſolcher Erfindungen, welche durch Modelle 
dargeſtellt und gewöhnlich verwerthbar ſind, über das Betreibungsverfahren und 
das Concursrecht.“ Nun kommt die Beſtimmung dazu „Der Bund iſt zur Geſetz⸗ 
gebung auch in den übrigen Gebieten des Civilrechtes befugt“, mit der Einſchrän⸗ 
kung „Die Organiſation der Gerichte, das gerichtliche Verfahren und die Recht⸗ 
ſprechung verbleiben wie bis anhin den Cantonen“. Auf dem Gebiete des Straf⸗ 
rechtes war die Bundesgeſetzgebung ſachlich ſehr eingeengt, nunmehr gilt der Satz 
„Der Bund iſt zur Geſetzgebung im Gebiete des Strafrechtes befugt“ jedoch mit 
dem gleichen Nachſatze, wie auf dem Gebiete des Civilrechtes. Ein weiterer Satz: 
„Der Bund iſt befugt, den Cantonen zur Errichtung von Straf, Arbeits- und 


64 


Beſſerungsanſtalten und für Verbeſſerungen im Strafvollzuge Beiträge zu gewähren. 
Er iſt auch befugt, ſich an Einrichtungen zum Schutze verwahrloſler Kinder zu be⸗ 
theiligen“, ſoll dem Mangel eines einheitlichen Skrafvollzuges die Schärfe nehmen. 
Es kann füglich bezweifelt werden, daß dies gelingen wird. Ein einheitliches Straſ— 
geſetz fordert gebieteriſch einen einheitlichen Strafvollzug und es iſt anch für den 
Ferneſtehenden einleuchtend, daß nur durch Concentrirung nach Art des Strafmittels 
oder Beſſerungsmittels und nach Art des Aufzunehmenden die nothwendige ſach— 
liche Sonderung bewerkſtelligt werden kann — nie aber durch Sonderung nach 
Cantonen. Der in dem Berichte angedeutete Weg der freiwilligen Vereinigung dürfte 
kaum die geſetzliche Einheit erſetzen. Immerhin ift für die Schweiz durch die Er⸗ 
möglichung der Einheit des materiellen Rechtes ein gewaltiger Fortſchritt zu ver⸗ 
zeichnen. 

„Ger.⸗Ztg.“ 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Ober⸗Baurathe im Eiſenbahnminiſterium Guftau 
Plate den Orden der eiſernen Krone 3. Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterial⸗Secretär im Miniſterium des Innern 
Dr. Leopold Melichar den Titel und Charakter eines Sectionsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Statthaltereirath Alexander Sauer⸗Eſaky von 
Nordendorf in Wien zum Hofrathe ad personam und Director des Berjat;- 
amtes in Wien ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmann in Neubydzow Karl Krejei 
den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Landes⸗Sanitätsinſpector Dr. Egbert Kleinſaſſer 
zum Landesregierungsrath und Sanitätsreferenten in Schleſien ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Finanz⸗Secretär der Finanz⸗Direction in Czernowitz 
Johann Tyminski den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Polizei⸗Obercommiſſär der Krakauer Polizei⸗ 
Direction Johann Koſtrzewski den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Guſtavo Heyrowsky in Prag 
anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Adelsſtand verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem General-Directionsrathe der öſterr. Staatsbahnen 
Moriz Weſtermayer anläßlich der Uebernahme in den Ruheſtand den Titel und 
Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hauptcaſſier der n.⸗5. Landeshaupteaſſe Adolf 
Silber anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines 
Landeshauptcaſſa-Controlors verliehen. 

Der Minifterpräfident a. L. d. M. d. J. hat den Director des Central⸗ 
Stempelamtes Leopold Knoppek in die VII. Rangsclaſſe verſetzt und den Con⸗ 
trolor Franz Swoboda zum Oberamts⸗Controlor in der VIII. Rangsclaſſe 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Finanzcommiſſäre Dr. Rudolf Noſchnik und 
Auguſt Reich zu Finanz-Obercommiſſären für den Dienſtbereich der Finanzdireetion 
in Laibach und die Finanzcommiſſäre Franz Hauf, Franz Schindler, Franz 
Kotinek, Guſtav Roſſa, Dr. Franz Michel, Thomas Fucik, Joſef Plach, 
Rudolf Lorenz und Franz Nezny zu Finanz⸗Obercommiſſären für den Bereich 
der Finanz⸗Landesdirection in Prag ernannt. 5 

Der Finanzminiſter hat die Steuereinnehmer Franz Sou lav y, Wilhelm 
Hahn, Wenzel Cermäk, Wenzel Lindauer, Hubert Gloßauer, Adolf 
Bernard, Wenzel Cern „, Joſef Braungarten, Emil Holwek, Johann 
Doſtal, Joſef Kafka, Joſef Spinar, Theodor Michälek, Joſef Petrzik, 
Johann Krehan, Wilhelm Panz und Karl Tunzer, dann die Hauptſteueramts⸗ 
Controlore Anton Grim mich, Vratislav Hollas und Wilhelm Lin hart zu 
Hauptſteuer⸗Einnehmern; die Steuereinnehmer Joſef Haak, Karl Roſendorf, 
Johann Kohout und Franz Jilek, dann die Steueramts⸗Controlore Karl Klu⸗ 
ſäcek, Karl Cernikovsky, Franz Neumann, Franz Chalupsky, Rudolf 
Ermold, Joſef Teyßler, Johann Burda, Ferdinand Krblich, Nicolaus 
Moravec, Adolf Zu th, Vincenz Leiſtner und Joſef Sorner zu Hauptſteuer⸗ 
amts⸗Controloren für den Dienſtbereich der Finanz-Landesdirection in Prag ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Hauptſteueramts⸗Controlor Eduard Rameis 
zum Hauptſteuereinnehmer und den Steuereinnehmer Franz Holub zum Haupt⸗ 
ſteueramts⸗Controlor für den Dienſtbereich der Finanz-⸗Direction Salzburg ernannt. 


Erledigungen. 


2 Sanitätsconcipiſtenſtellen in der X. Rangsclaſſe bei der Statt⸗ 
halterei in Wien bis 12. April 1899. (Amtsblatt Nr. 73.) 

Mehrere Statthaltereiconcipiſten ſtellen, ſowie mehrere adjutirte 
Statthaltereiconceptspraktikantenſtellen im politiſchen Verwaltungs⸗ 
dienſte in Dalmatien bis 20. April 1899. (Amtsblatt Nr. 69.) 

1 Veterinär⸗Inſpectorsſtelle in der IX. Rangsclaſſe, eventuell 
1 Veterinär⸗Concipiſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe bei der Statthalterei 
in Wien bis 26. April 1899. (Amtsblatt Nr. 73.) 

1 Oberingenieur ſtelle in der VIII. Rangsclaſſe beim Staatsbau⸗ 
dienſte im Küſtenlande bis 10. Mai 1899. (Amtsblatt Nr. 73.) 


E Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 13 und 14 der Erkenntniſſe, finanz. Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


